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ericht über - re Verhandlungen
-es dreizehnten Landtags

des Großherzogthums Oldenburg.

Zweiundzwanzigste Sitzung.

Oldenburg , den 26 . Februar 1861 . Morgens 10 Uhr.

Tagesordnung : 1) Fortsetzung der Berathung des Voranschlags der Ausgaben für das Herzogthum Oldenburg(An¬
lage 37. von Z. 147 an).

2) Zweite Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für das Fürstenthum Birkenfeld, betreffend die Straf¬
bestimmungen gegen Branntweinbrennerund Bierbrauer (Anlage 54 S . 404).

3) Geheime Sitzung.
4) Bericht des Finanzausschusses, betr. den Entwurf deS Voranschlags der Einnahmen und Ausgaben

des Fürstenthums Lübeck für 1861/63 (Anlage 43 S . 348).

Vorsitzender : Vicepräsident Dannenberg.

Älm Ministertische die Herren Reg.-Commissaire Buche ltz,
Ruhstrat und Rüder.

Der Vicepräsident eröffnet die Sitzung. Für den beur¬
laubten Schriftführer Schwegmann  verliest der Schrift¬
führer Russell  das Protokoll der letzten Sitzung; dasselbe
wird nach einigen Berichtigungen für genehmigt erklärt.

Eingegangen sind:
1. Bitte mehrerer Ziegeleibesitzer, betreffend die im Ent¬

würfe des Gewerbegesetzesden Ziegeleien zugedachtcn
GcwerbSrccognitioncn. (An den Gewerbe-Ausschuß.)

2. Bitte des Gemeinteraths zu Visbeck,  betreffend An¬
legung einer Chaussee zwischen Visbeck und Wildes¬
hausen. (An den Petitions- Ausschuß.)

Es wird sodann zur Tagesordnung übergegangen. Die
Berathung ist in der letzten Sitzung bis zum §. 147 deS
Voranschlags(S . 158 des Ausschußberichtes) gelangt.

Der Berichterstatter Strackcrjan  II . verliest den Be¬
richt; da wo die Anträge des Ausschusses sich von den Po¬
sitionen der Staatsregierung nicht entfernen, theilt der Vice-
gwäsident lediglich die Anträge des Ausschusses mit.

Antrag 198 und 199.
Reg.- Commissair Niider : Bekanntlich habe man in

unserm Herzogthum noch große uncultivirte Flächen, Flachen
von solcher Ausdehnung, daß noch Jahrhunderte zu deren
Cultivirung nöthig seien. Es sei in staatswirthschaftlicher

Beziehung wünschenswerth, diese Flächen durch Holzcultur
für eine spatere landwirthschafllicheCultur vorzuberciten. Es
würde eine solche Cultur auch von Seiten der Privaten mit
günstigem Erfolge geschehen können, wenn nicht bei Theilung -
der Marken und Gemeinheiten eine zu große Aengstlichkeit
hinsichtlich der gegenseitigen Benachthciligung existirle. Die
in Folge dessen entstehende Zerstückelung erschwere aber sehr
eine erfolgreiche Holzcultur. Es glaube daher die Staats-
regierung, besonders nach Aufhebung der staatlichen Aufsicht
über die Privatsorsten, ihrerseits wenigstens aus eine Anlegung
von Forsten aus Staatsgründen hinwirken zu sollen; dies
werde am Besten durch Arrondirung der Reviere, und jeden¬
falls mehr durch Vergrößerung als durch Verkleinerung der¬
selben hcrbeigeführt. ES werde aber hierdurch die Aufgabe
der Cultivirung eine größere, und sei cs sehr fraglich, ob für
diese bloße Holzwärter genügten, oder nicht vielmehr forst-
wirthschaftlich gebildete Männer erforderlich seien. — Er wolle
sodann noch auf einen Punkt aufmerksam machen; wie fast
in jedem andern Fache, so sei auch namentlich im Forstfache
eine körperliche Befähigung erforderlich; ältere Förster nun,
welche zu ihrem sonstigen Dienste körperlich nicht mehr taug¬
lich seien, würden in den wenigen vorhandenen kleinen Re¬
vieren immer noch eine paffende Verwendung finden; diese
seien aber für einen solchen Dienst weit besser als Holzwärter
und werde cs sich auch finanziell vortheilhafter Herausstellen
den erfahrenen älteren Beamten in dem kleineren Wirkungs-
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kreise weiter zu verwenden , als diesen zu penstoniren und

einen Holzwarter an seiner Stelle neu anzustellen.

Reg .-Commissair Ruhstrat : Wenn der Ausschußbericht

sage , daß für die Forsten in der ehemaligen Herrschaft Varel

anscheinend ein besonderes großes Dienstpersonal bestehe , so

wolle er daran erinnern , daß die Forsten von Barel dem¬

nächst in dem Distrikte von Neuenburg aufgehen würden,

daß dies aber erst geschehen könne , wenn eine gewisse Per¬

sonalveränderung Statt gefunden habe.
Abg . Ahlhorn : Eine Erledigung der Försterstelle in

Varel habe Statt gefunden ; der Oberförster stehe außer dem

Regulativ ; derselbe habe ein kleines Revier erhalten und habe

diese Stelle wohl so lange mit wahrnchmen können . Trotz¬

dem sei diese Stelle wieder besetzt worden , obschon dieselbe

bis zur nächsten Regulirung habe unbesetzt bleiben können.

Reg .-Commiffair Ruhstrat : Der Oberförster in Varel

sei ein Forstverwaltungsbeamter , der andere ein Forst-

schutzbeamter ; eine Versetzung jenes in die Stelle des letzte¬

ren würde daher eine Degradation gewesen sein.

Abg . Ahlhorn : Das Revier sei klein und man habe

ohne Anstellung auskommen können.
Die Berathung wird geschlossen.

Die Abstimmung über Antrag 198 wird ausgesetzt , der

Antrag 199 in besonderer Abstimmung angenommen.
Zum Antrag 200 ( § . 148 des Voranschlags ) wird die

Abstimmung ausgesetzt.
Antrag 201 (§ . 149 ) .
Reg . - Commissair Rüder : Die Gründe der Staats¬

regierung für die definitive Anstellung eines Gehülfen für den

Domaineninspector seien dem Ausschuß ausführlich mitgetheilt,

auch in dem Bericht desselben dargelegt worden , und könne

er sich so darauf beschränken , einige Punkte noch besonders

hervorzuheben . Wenn der Ausschuß sage , daß es sich erst

nach Abwickelung der Abschätzungsgeschäfte Herausstellen könne,

ob eine definitive Anstellung eines Gehülfen erforderlich sei,

so würde derselbe Recht haben , wenn nicht dem Domainen-

inspector auch in der landwirthschaftlichen Abtheilung der

Regierung eine Thätigkeit eröffnet sei , eine Thätigkeit , die

zwar augenblicklich , da jener Beamte von anderen Geschäften

in Anspruch genommen sei , nur eine unbedeutende sei , die

aber später nach Durchführung der Verkoppelung , nach Er¬

lassung eines Bewäfferungs - und Entwäsicrungsgesetzcs eine

sehe bedeutende sein werde . Es sei hiernach das Bcdürfniß

eines Gehülfen für den Domaineninspcctvr keineswegs ein

zeitweiliges und wünsche daher die Staatsregierung eine de¬

finitive Anstellung . Er mache auch darauf aufmerksam , daß

die Thätigkeit und der Eifer des Gehülfen bei einer definitiven

Anstellung ein ganz anderer sei ; schwerlich könne bei dem¬

selben bei der Aussicht , alle drei Jahre wieder von seinem

Posten entfernt zu werden , ein solches Interesse geweckt wer¬

den , wie er es bei der Gewißheit einer festen Anstellung und

einer Arbeit für lange Zeit hinaus haben werde . — Was

sodann die dem Gehülfen bisher gewährte Transportkosten-

Vcrgütung betreffe , so habe derselbe bisher 87 aus der

Staatskasse und 63 H auS der Krongutscafse erhalten ; der

Ausschuß beantrage die Vergütung aus der Staatskasse auf

130 Thlr . zu erhöhen und spreche dabei die Hoffnung aus,

daß auch der Beitrag aus der Krongutscafse verhältnißmäßig

erhöht werden möge . Geschehe dies auch , so könne er doch

die Vergütung für eine genügende nicht halten . 150 Thaler

möchten bei einer bescheidenen Art sich einzurichten und zu

reisen für Transportkosten genügen , es blieben dann , wenn

man annehme , daß der Gehülfe 150 Tage unterwegs sei —

und dies sei noch gering veranschlagt — , für die Zehrung

15 gs. pro Tag . Erfahrungsma ' ßig sei aber in den Marschen

mit 1 Thlr . 15 gs . kaum auszukommen , der Gehülfe müsse

daher von seinem Gehalte von 420 Thlr . noch 150 zusetzen.

Dies werde kaum die Absicht des Landtags sein können , und

werde man eine solche Stellung eines Mannes , der fort¬

während für die finanziellen Interessen des Landes ihälig sei,

der bei den bisher ihm gewährten Mitteln gezwungen sei,

manchmal die Freundlichkeit der Pächter in Anspruch nehmen

zu müssen , nicht für eine angemessene und den Dienst för¬
dernde erachten können . Wolle man daher die definitive An¬

stellung nicht bewilligen , so möge man wenigstens die Summe

von 130 Thlr . erhöhen , er stelle zu diesem Zweck folgenden

Antrag:
„Der Landtag wolle den Antrag Nr . 201 mit der

Modifikation annehmen , daß dem Gehülfen des Do-

mainen -Jnspectors aus der Landescasse eine Reisekosten-

Vergütung von statt , wie beantragt , 130 Thlr . , von

175 Thlr . bewilligt werde . "
Es werde dann doch die Möglichkeit gegeben sein , daß

der Gehülfe erträglich auskommc . — An Vergütung für

Groden - rc. Aufsicht habe die Staatsregierung 500 Thlr . , für

Reisekosten der Aemter , der Deich - und Vermcssungsbeamten

und Vergütung für andere , bei der Verwaltung dcS Staats¬

guts thätige Personen 1000 Thlr . beantragt ; der Ausschuß
empfehle hier nur eine Bewilligung von 1300 Thaler . ES

werde demnach eine Beschränkung der Aufsicktskräste eintreten

müssen ; eine solche sei aber im Interesse der Finanzen durch¬

aus nicht rälhlich . Es sei in unsrem Lande noch viel Terrain

vorhanden , zu dessen Hebung gar Manches geschehen könne,

er erinnere z. B . nur an die Wesersande ; es lasse sich eine

Steigerung der Erträge aber nur durch eine specielle Aufsicht
erreichen . Man möge bedenken , daß die Domänen durch

17 Aemter zerstreut seien und die Aüfsichtsbeamten fort¬

während auf Reisen sein müßten . Man möge daher die von

der Staatsregierung beantragte Summe billig nicht bean¬
standen.

Abg . Selkmann l . : Er wolle sich in Beziehung auf

die feste Anstellung eines Gehülfen für den Domaineninspector

einige Worte erlauben . Der Domaineninspector versehe seit

vier Jahren die Stelle eines ^ angestellten Beamten ; auS

welchem Grunde , wisse er nicht . Ein definitiv anzustellender

Gehülfe werde demnach theilweise wenigstens indirekt die

Stelle eines angestellten Beamten vertreten . Man werde

dann für diese Stelle zwei Beamte haben ; cs scheine ihm
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aber nicht gerechtfertigt , so lange ein Beamter für eine be¬
stimmte Stelle da sei, einen zweiten für dieselbe anzustellen.

Berichterstatter Strackerjan II . : Nach dem von Herrn
Reg . - Commissair Rüder  Geäußerten könne er für einige
Mitglieder des Finanzausschusses , sowie für seine Person be¬
merken , daß sie für die beantragte Erhöhung der 130 Thlr.
auf 175 Tblr . stimmen würden.

Reg .-Commissair Rüder : Er wolle sich die Frage an
den Ausschuß erlauben , ob derselbe der Ansicht sei, daß wenn
sein Antrag auf Erhöhung der 130 ^/ um 45 angenommen
werde , dann auch eine Erhöhung der Gesammtsumme im Antrag
201 von 3200 Thlr . auf 3245 Thlr . eintrete , oder ob der¬
selbe meine , daß trotzdem mit der Summe von 3200 Thlrn.
auszukvmmen sei.

Berichterstatter Strackerjan H . : Seines Erachtens
werde dann die Totalsumme um die betreffende Summe zu
erhöhen sein-

Berathung geschloffen.
Es wird zunächst der Antrag des Reg . - Eommissairs

Rüder  zur Abstimmung gebracht , und wird derselbe ange¬
nommen ; hierauf der Antrag des Ausschusses 201 -mit der
durch Annahme jenes Antrages beschlossenen Aenderung und
wird derselbe ebenfalls angenommen.

Antrag 202 und 203.
Reg . - Commissair Ruhstrat : Zur Begründung des

Antrages 203 sei gesagt , daß nicht alle Forstbeamte , welche
für das Halten eines DienstpferdeS Fouragegelder bezögen,
wirklich ein Pferd hielten , so daß der Zweck der Fourage-
gclder nicht erreicht werde . Eingezogenen Erkundigungen
nach sei allerdings Einem bereits bejahrten  Beamten,
der körperlich außer Stande  sei , die Dienstreisen zu
Pferde zu machen , von seiner Behörde nachgesehen , ein Pferd
nicht zu halten , alle andern Beamten hielten aber das erfor¬
derliche Dienstpferd , und gebe er nach dieser Bemerkung an¬
heim , den Antrag I03 nicht anzunehmen.

Die Berathung wird geschlossen und die Anträge 202
und 203 angenommen.

Antrag 204.
MceprSfident : Zn Folge deS zum Ausschußantrag

201 angenommenen Antrages des Herrn Reg . - Commissairs
werde eS im Antrag 204 jetzt statt 3200 Thaler heißen
müssen : 3245 Thaler und werde er den Antrag so zur Ab¬
stimmung bringen . ,

Reg . - Commissair Ruder : Er wolle doch empfehlen,
die von der Staatsregierung beantragte Totalsumme von
3402 Thlr . anzunehmen und nicht die vom Ausschuß zu-
sammcngerechnete Summe . Er halte die Bewilligung dieser
Summe für sehr rentabel ; die Staatsregierung werde dann
die nöthigen Aufsichtsmittel anschaffen können.

Abg . Ahlhorn : Er glaube , daß man beider vom Aus¬
schuß vorgcschlagenen Summe stehen bleiben müsse , für Gro¬
den -Aufsicht seien vom vorigen Landtag nur 400 Thlr . be¬
willigt , jetzt seien 500 Thlr . beantragt und für Reisekosten
1000 Thlr . ; der Ausschuß habe diese Summe auf 1300 Thlr

abgerundet und halte dieselbe für genügend ; der vorige Land¬
tag habe noch 70 Thlr . weniger bewilligt.

Berathung geschlossen.
Der Antrag 204 wird mit der Aenderung , daß statt

3200 Thlr . gesetzt wird 3215 Thlr . , angenommen.
tz. 150 des Voranschlages ; dazu die Anträge des Aus¬

schusses 205 — 213 einschl.
Zunächst werden zur Berathung gestellt Antrag 205 der

Mehrheit und Antrag 206 der Minderheit.
Reg .-Commissair Nuhstrat . Es sei allerdings richtig,

daß die künftigen Schätzungsarbciten nicht die gleiche Dauer
wie die ersten in Anspruch nehmen würden , aber man werde
nichtsdestoweniger mit der von der Mehrheit beantragten
Summe , welche nicht einmal die Hälfte der bei der ersten
Schätzung gebrauchten erreiche , nicht auskommen können . Er
empfehle daher wenigstens den Antrag der Minderheit anzu-
nehmcn.

Berathung geschloffen.
Antrag 205 wird abgelehnt , Antrag 206 dagegen ange¬

nommen . Es erledigt sich dadurch die Position der Staats-
regierung.

Antrag 207 des Ausschusses wird angenommen.
Antrag 208 und 209:
Reg .-Comm . Ruhstrat : Die städtischen Beamten seien

nicht verpflichtet , die Erhebung der Elasten - und classisicirten
Einkommensteuer vorzunehmen . Die von der AuSschußmehr-
hcit beantragte Vergütung werde daher kaum hinrcichen , die
He bungs  beamten zu entschädigen . Es sei aber erforderlich,
den Städten auch für die übrigen Arbeiten,  welche die
Steuer verursache , eine Vergütung zu gewähren . In Preu¬
ßen , wo man eine 40jährige Erfahrung hinter sich habe , halte
man eine Vergütung von 3 Procent der Einkommensteuer
und von 4 Procent der Classensteuer für angemessen ; hier in
Oldenburg werde aber eher noch eine höhere  Vergütung
zu bemessen sein , da in Preußen manche Geschäfte von den
Landräthen , also Staatsbeamten , wahrgenommen würden,
die hier ebenfalls den städtischen Beamten zuertheilt seien.
Die von der Staalsregierung beantragten Vergütungen werde
man hiernach sehr mäßig finden müssen . Er habe ein von
einer kundigen Person angefertigtes Verzeichniß zur Hand,
welches eine Uebersicht über die der Stadt Oldenburg durch
die Veranlagung und Hebung der Steuer erwachsenden Ko¬
sten gebe . Es werde hiernach dem Stadtdirector durch diese
Geschäfte ein Viertel seiner Zeit in Anspruch genommen ; die
Schätzungen würden nämlich künftighin ein Vierteljahr dau¬
ern , rechne man zu der Zeit , welche diese Arbeiten in An¬
spruch nehmen , die weitere Zeit , welche dem Stadtdirector
durch die Beantwortung der mannigfachen Fragen der Steuer¬
pflichtigen über die Ansetzung , durch die nicht ausbleibenden
Reclamationen , durch die fortwährenden Ab - und Zugänge,
und durch die sonstigen Behelligungen genommen werde , so
werde dies Alles gewiß ein Viertel seiner Zeit absorbircn.
Man werde vielleicht einwenden , daß der Stadtdirector ge¬
setzlich zu diesen Geschäften verpflichtet sei ; es sei dies aber
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doch nur für die Veranlagung der Fall und nicht für die
ihm weiter nachher aufgetragenen Geschäfte ; aber auch für
die Veranlagung sei es entschieden nur billig , eine Entschä¬
digung zu geben . — Dem Actuar würde , nach dem ange¬
führten Verzeichnisse , zwei Drittel der Zeit durch die Stcucr-
geschäfte in Anspruch genommen . Man möge weiter an der
für Copialien von der Stadt baar ausgelcgten Summe,
welche 70 Thlr . betrage , die Größe und den Umfang der in
Frage stehenden Arbeit ermessen . Für Papier und Druckko¬
sten habe die Stadt baar 50 Thlr . auSgelcgt ; ferner sei für
Hebung , Local des SchätzungSausschusscs u . s. w . etwa 400
Thlr . zu rechnen . Der Gesammtbetrag der Obigen nach sich
ergebenden Summe sei weit höher als die von der Staatsre¬
gierung beantragte Entschädigung . Die von der Siaatsregie-
rung beantragte Summe sei also keineswegs zu hoch gegriffen;
dieselbe würde gar nicht einmal ausreichen , wenn nicht eine
Verringerung der Arbeiten in Aussicht stände . Er empfehle
daher dringend , die Anträge des Ausschusses nicht anzunehmen
und stelle er folgenden Antrag:

Der Landtag wolle an Entschädigung der Städte
erster Classe für die fraglichen Arbeiten jährlich im
Ganzen 1300 Thlr . bewilligen.

Abg . Klävemann I . : Die Ungunst , welche den Städten
erster Classe , — übrigens nicht bloS von Seiten des Land¬
tags , sondern nicht allzu selten auch von Seiten der Staats¬
regierung — zu wiederfahren pflege , sollte ihn vielleicht ver¬
anlassen , anzunehmen , daß das , was er zu den Anträgen des
Ausschusses 208 und 209 zu sagen beabsichtige , doch ohne
Einfluß auf die bevorstehende Abstimmung über diese An¬
träge bleiben werde . Er wolle aber nichtsdestoweniger Nach¬
weisen , und zwar an der Stadt Varel , deren Verhältnisse
ihm am Meisten bekannt seien , welches Unrecht und welche
Unbilligkeit den Städten durch die Annahme der Ausschuß¬
anträge zugefügt werden würde . Als die Stadt Varel zu
einer Stadt erster Classe erhoben worden , sei dies mit der
gesetzlichen Zusicherung geschehen , daß sie mit der Staatsfl-
nanzverwalkung Nichts zu thun haben solle . Zn der Ver¬
ordnung vom 10 . Decbr . 1857 , betr . die Erhebung der Stadt
Varel zu einer Stadt erster Classe , heiße es nämlich im § . 3:
„Zn Betreff des Staats - und Kronguts , sowie der Staats-
sinanzen überhaupt , soll an den Zuständigkeiten deö Amtes Varel
als Finanzverwaltungsbehörde nichts geändert werden ." Hier¬
nach seien die Geschäfte der städtischen Behörden begränzt und
sodann nach Maßgabe dieser Geschäfte die Zahl und die Gehalte
der städtischen Beamten bemessen worden . Da sei plötzlich und

inconscguenter Weise , wie es von der Gesetzgebung nicht habe
erwartet werden mögen , der Stadt Varel , wie den übrigen
Städten I . Classe , die Veranlagung und Erhebung der Clas-
sen- und classisicirten Einkommensteuer auferlegt und ihr da¬
mit eine Menge von Geschäften aufgeladen worben , viel mehr
Arbeit , als die gesammte übrige Staatssinanzverwallung bei
den Aemtern verursache . Wie bedeutend und umfangreich
diese Geschäfte der Veranlagung und Erhebung der Steuer
und wie zeitraubend sie seien , sei schon vom Herrn Regie¬

rungs -Commissair mit besonderer Beziehung auf die Stadt
Oldenburg näher dargelegt . An Varel sei verhältniß-
mäßig dabei mehr als in den andern Städten zu thun , denn
in Varel sei die Bevölkerung sehr wechselnd , von Monat zu
Monat seien lange Ab - und Zugangslisten aufzustellen ; die
Zugehenden , meistens unbekannte Leute , seien vorläufig anzu¬
setzen, und so sei die Veranlagung und Erhebung der Steuer
bedeutend erschwert . Es habe sich nun von selbst verstan¬

den , daß den bei dem städtischen Personal angestellten Beam¬
ten diese vielen neu hinzugekvmmenen ganz fremdartigen Ge¬
schäfte nicht ohne Entschädigung hätten aufgeladen werden
können . Dazu komme , daß ohne anderweike Hülfe von den
Beamten die Geschäfte nicht hätten bewältigt werden kön¬
nen , es hätten neue Arbeitskräfte gewonnen und verwendet
werden müssen . All dieser Aufwand sei nicht im Interesse
der Stadt , sondern für den Staat gemacht worden ; die zu
leistende Entschädigung habe also vom Staat übernommen
werden müssen . Der Staat habe auch seine Pflicht , hier eine
Entschädigung zu leisten , sofort anerkannt , und sei der Stadt-
Director von dem Departemenlär der Cammer aufgefordert
worden , Mittheilungen darüber zu machen , wie hoch diese
Entschädigung zu bestimmen sein werde . Zn den darauf ab-
gestattetcn Bericht sei nachgewiesen worden , daß mit 7 Pro¬
cent vom Ertrage der Steuer eine billige Entschädigung noch
nicht gewährt werde . Vielleicht werde vom Regierungstisch
über die Begründung dieses Antrags auf 7 Procent noch
weitere Mittheilungen gemacht werten . Die Cammer habe
damals jedoch statt der 7 Procent nur eine Entschädigung
von 4 Proccnt bewilligt . Für diese Entschädigung habe
Alles bis zur Abführung der Gelder in die Cammercassc be¬
schafft werden müssen , eS sei verlangt , daß die Stadt die
theuren Vordrucke zu den Rollen , den Ab - und Zugangsli¬
sten , den vielen erforderlichen Bekanntmachungen und Zu¬
stellungen , auf ihre eigene Kosten sich verschaffe , ja selbst die
erkannten Brüche hätten nicht , wie cs doch sonst bei" Städten
erster Classe recht sei, in die städtische Casse , sondern in die
Lanbescasse fließen sollen . Wenn nun hiernach mit 4 Pro¬
cent eine Entschädigung an die Städte erster Classe nicht ge¬
währt werde , so könne er es lediglich dem Ermessen des
Landtags anheimgeben , ob es sich rechtfertige , diese an und
für sich schon ungenügende Vergütung noch um etwa die
Hälfte htzrabzusetzen . Er wolle nur noch hervorheben , daß
die Kosten der Veranlagung und Erhebung der Steuern bei
den Aemtern sich auch nahezu auf 4 Procent belaufen wür¬
den ; nach dem nämlich , was der Ausschuß in seinem Be¬

richte über die Reisekosten beziehentlich Nachtgelder der Beam¬
ten und Vergütung an die Amtseinnchmcr mittheile , werde,
wenn die Baarkvsten , deren Betrag nicht zu erkennen sei,
indem sie unter Geschäftskosten theils der Cammer theils deS
Amts steckten , hinzukämen , die Summe sich über 4Procent
stellen , insonders wenn man Theile der Gehalte der Beam¬

ten mit in Rechnung ziehe , was ja doch geschehen müsse.
Er könne hiernach nur dringend empfehlen , den Antrag

der Staatsregierung anzunchmen.
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Abg . Drörmann : Er habe sich nicht dak Wort erbe¬
ten , um das Rechenexempel des Herrn Reg .-Commissairs zu

bestreiten , das er als richtig annehme ; auch wolle er nicht

bestreiten , daß die durch die Veranlagung und Erhebung der

Steuer erwachsenden Geschäfte bedeutend und oft nicht ange¬

nehmer Art seien , sondern er wolle nur darauf aufmerksam

machen , daß auch die Mitglieder der Schätzungsausschüsse
ihr Amt uncntgeldlich verwalteten , und daß dieselben ein ähn¬

liches Rechenexcmpel , wie vom Herrn Reg .-Commissair gege¬
ben , würden aufstellcn können ; sonach könne er in der Er-

theilung einer Vergütung an die Städte erster Classe nicht

mit dem Abg . Klävemann  eine Ungunst , sondern viel¬

mehr nur eine Gunst erblicken . Er empfehle daher den An¬

trag der Mehrheit.

Reg .-Commissair Nuhstrat : In Beziehung auf die Be¬

merkung des Abg . Brörmann  mache er darauf aufmerk¬

sam , daß es sich nur um die -Entschädigung der Städte für
die Geschäfte handle , welche in den Landgemeinden von den

staatlichen Organen wahrgenommen würden.

Abg . Ahlhorn : Er halte diese Bemerkung für nicht

ganz zutreffend ; die Gemeindevorsteher hätten auch viele Ge¬

schäfte durch die neue Steuer erhalten und könnten daher

auch wohl eine Vergütung in Anspruch nehmen.

Abg . Klävemann I . : Er müsse dagegen wiederholen,

daß eS/sich hier nicht um die Geschäfte handle , welche die

Magistrate als Gemeindevorsteher wahlzunehmen hätten —

diese seien nicht bedeutend , und wenn den Gemeindebeamlen
in den Städten iw dieser Beziehung Gehaltszulagen bewilligt

würden , so würde dies ein Act reiner Liberalität sein , welche

nicht beansprucht werde — , sondern daß es sich lediglich um

Vergütung für diejenigen Geschäfte handle , welche die Magi¬

strate in der Eigenschaft , in der sie den Großherzoglichen

Aemtern gleichgestellt seien , vorzunehmen hätten.

Abg . Selkmann H - : Er müsse sich im Interesse des
Landes für den Antrag der Staatsregicrung aussprechen . Er

befürchte nämlich , daß wenn man die beantragten Mittel

nicht bewillige , die Staatsregicrung genöthigt sein könne , von

der bisherigen Einrichtung abzugehen . Nach dem Aemtergc-

setze seien die städtischen Behörden nicht verpflichtet , die Ge¬

schäfte der Staatsflnanzverwaltung wahrzunehmen . Wenn
man nun den Städten für die ihnen nichtsdestoweniger auf-

crlegte Veranlagung und Erhebung der Steuer keine ent¬

sprechende Entschädigung gebe , so stehe zu besorgen , daß die¬

selben eine weitere Wahrnehmung dieser Geschäfte weigerten,
und würden dann diese Geschäfte besonderen Personen oder

den Aemtern aufzutragcn sein . Die Aemter würden aber

einmal diese Geschäfte kaum noch wahrnehmen können , und

halte er sodann auch den Amtmann für keine geeignete Per¬

sönlichkeit für dieselben ; derselbe sei nämlich mit den hier ein¬

schlagenden Verhältnissen nicht genügend bekannt , er werde

die Sätze der Steuerveranlagung nicht controliren können und

so den Schätzern hingegebcn sein . Es werde mithin ein Aus¬

fall in den Steuern zu befürchten sein . Es sei hiernach im

Interesse des Ertrages der Steuer , die von der Staatsregic¬

rung beantragten Mittel zu bewilligen.
Berichterstatter Strackerjan II . : Zur Rechtfertigung

seines MinderheitsanlrageS und dem Abg . Klävemann  I.

gegenüber wolle er bemerken , daß nach dem Anträge der Min¬

derheit sich die Entschädigung für die Städte auf ungefähr 3 Pro¬

cent stelle , während die Vergütung für die AmtSeinnehmer

nach dem Anträge der Minderheit für 1861 ca . l ' /z Procent,

nach dem Anträge der Mehrheit nur 1 Prvcent betragen

werde , worin jedoch die übrigens nicht sehr erheblichen Co-

pialien nicht einbegriffen seien . Er empfehle den Antrag der

Minderheit , indem er allerdings anerkennen müsse , daß die

Städte durch die Steuerveranlagung und Erhebung mehr in

, Anspruch genommen seien als jede andere Gemeinde.

Die Berathung wird geschlossen.

Der Antrag der Mehrheit 208 wird hierauf angenommen

und ist damit der Minderheitsantrag 209 erledigt.
Antrag 210 , 211 und 212.

Reg .-Commissair Ruhstrat : Die von der Staatsregic¬

rung für die Amtseinnehmer beantragte Vergütung für Hebung
der Elasscn - und Einkommensteuer sei nur ein Ersatz für den

durch diese Steuer den Amtseinnchmcrn verursachten Dienst¬

aufwand ; dieser müsse ihnen aber auch durchaus gegeben

werden und empfehle er daher sehr die Annahme des Antrages

der Staatsregicrung . Wenn der Ausschuß in seinem Bericht

die beantragte Summe , etwa 1 ^ Procent der Hebung , zu

hoch finde , zumal für die Hebung der Deichanlagen gesetzlich

nicht mehr als 1 Procent von den Amlseinnehmern gefordert

werden könne und solche Hebungen oft für ^ Procent be¬

sorgt würden , so bemerke er , daß dieser Vergleich nicht passe,

da die Hebung der Deichanlagen eine sehr einfache sei, ein¬

mal und in großen Summen geschehe , während die Hebung
der Classen - und Einkommensteuer viermal im Jahre erfolge

und überhaupt eine außerordentlich schwierige sei ; er habe

von Sachverständigen gehört , daß bei letzterer die Arbeit wohl

5— 6 Mal größer sei. — Wenn sodann der Ausschuß weiter be¬

merke , daß nach den vom Landtage genehmigten Acnderungen des

bezüglichen Steuergesetzes die Hebung sich bedeutend verein¬
fachen werde und namentlich nicht mehr so viele Acnderungen

eintreten würden , so lasse sich dies noch nicht übersehen . Die

Staatsregierung habe den Antrag gestellt , um die Mittel zu

haben , den Amtseinnehmern das , waS ihnen billiger Weise

zukomme , geben zu können ; sollten sich die Verhältnisse ein¬

facher gestalten , so werde sich darnach auch die Vergütung

richten . — Was sodann den Antrag 212 des Ausschusses be¬

treffe , so werde die in demselben vorgeschlagene Einrichtung

diejenigen 'Elassensteuerpflichtigen , welche noch sonst Abgaben

und Steuern an die Staatscässe zu entrichten hätten , mehr

belästigen , da dieselben dann doppelte Wege zu machen haben
würden . Aus diesem Grunde hätten sich auch bei der ersten

Einführung der Steuer viele Gemeinden dagegen ausge¬

sprochen , obgleich ihnen damals 2 Procent Vergütung in

Aussicht gestellt seien ; jetzt wolle man ihnen nur 1 Procent

geben und würden sie daher sicher nicht darauf cingehcn.
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Abg . Ahlhorn : ES liege für die Amtscinnehmer eine
Verpflichtung vor , die Hebung der Klassen - und Einkommen¬
steuer vorzunehmen ; dazu seien die Amtscinnehmer so hoch
regulirt , baß sie diese Geschäfte wohl mit wahrnehmen könn¬
ten . Die erste Eiaffe der Amtscinnehmer habe ein Gehalt
von 800 — 1000 Thlr . ; dazu komme , daß die beiden Neben-
einnehmer , die mit 100 — 600 Thlr . regulirt seien , vom letzten
Landtag auf 600 Thlr . erhöht seien ; auch ständen die meisten
Einnehmer auf dem Maximum , und halte er daher eine Ent¬
schädigung von 1 Procent für genügend . Auch seien viele
Amtscinnehmer vorhanden , die ohne jegliche Hülfe fertig ge¬
worden seien . — Was sodann den Antrag 212 betreffe , so
könne ja möglicher Weise der Gemeindcrath sich veranlaßt
sehen , noch eine Vergütung von 1— 2 Procent zuzugeben,
und würden bei dieser Einrichtung den kleinen Leuten die oft
weiten Wege zu den AmlSeinnehmcrn erspart . Ob die Ge¬
meinden von dem Anerbieten Gebrauch machen wollten , könne
man ihnen ja überlassen ; er empfehle daher auch die An¬
nahme des Antrages 212.

Reg .-Commissair Nuhstrat : Um cs zu wiederholen , so
handle es sich hier um Entschädigung für Dienstauswand,
den zu ersetzen man verpflichtet sei.

Abg . Ahlhorn : Er kenne Amtseinnehmer , die ohne
Hülfe durchgckommen seien und so keinen Dienstauswand ge¬
habt hätten , obgleich sie selbst mehr hätten arbeiten müssen.

Berathung geschlossen.
Es wird zur Abstimmung geschritten und der Antrag

der Mehrheit 210 angenommen ; damit fällt der Antrag der
Minderheit 211 und die Position der Staatsregierung hinweg.

Antrag 212 : angenommen.
Antrag 213.
Reg .-Commissair Nuhstrat : Er empfehle den Antrag

der Minderheit 2t3 um so mehr anzunehmen , als die andern
Positionen so wesentlich herabgesetzt seien.

Berathung geschlossen.
Der Antrag 213 wird abgclchnt und fällt damit die

Regierungsposition.
Zum Antrag 211 ( tz. 151 ) wird die Abstimmung bis

zum Schluß ausgesetzt.
tz. 152 des Voranschlags mit dem Antrag der Mehrheit

215 und dem Anträge der Minderheit 216.
Reg . -Commissair Rüder : Die Mehrheit des Ausschusses

erkenne an , daß die Gehalte der Vermessungsbeamten den
übrigen Beamten gegenüber nur niedrig bemessen seien und
empfehle daher die für das erste Jahr beantragten Mittel zur
Genehmigung , gehe aber auf die für die beiden folgenden
Jahre ausgeworfenen Summen zu Zulagen nicht ein . Wenn
der Ausschuß aber anerkenne , daß die Gehalte nicht genügend
seien, so sei nicht einzusehen , weshalb ein gewisser Theil der
Beamten an der sonst angemessen befundenen Erhöhung nicht
Theil nehmen solle . Er empfehle daher sehr die Annahme
des Antrages der Minderheit , um den billigen Ansprüchen
der Beamten zu genügen , um so mehr , da dieselben durch ein
Regulativ nicht geschützt seien.

Berichte . XIII . Landtag.

Abg . Ahlhorn : Grade dieser Umstand , daß die Ver¬
messungsbeamten nicht in das Regulativ ausgenommen seien,
habe den Ausschuß bewogen , den Bedarf nicht zu beknappen
und habe man daher die mehrbeantragten 600 Thlr . nicht be¬
anstandet . Allerdings habe der Ausschuß anerkannt , daß die
Gehalte niedrig seien , aber die Vermessungsbeamten hätten
Nebenverdienste , deren Höhe der Ausschuß nicht kenne . Nach
feinem Erachten habe der Ausschuß hier reichlich bewilligt.

Reg .-Commissair Rüder : Die Nebenverdienste der Ber-
messungsbeamten beständen in Hausarbeiten , für welche sie
eine Vergütung von 15 gs. pro Tag erhielten . Bekanntlich
seien aber die meisten Beamten während eines großen Theiles
des Jahres außer dem Hause beschäftigt ; sie erhielten hierfür
1 Thlr . pro Tag und 15 gs . für die Nacht ; dies werde man
aber doch nicht als Nebenverdienst , sondern nur als Reise-
und Zehrungskosten anrechnen können . Die Hausarbeiten
habe der Ausschuß in seinem Berichte auf 100 Thlr . ange¬
schlagen ; diese Summe sei aber zu hoch gegriffen , da schwer¬
lich ein Dermessungsbeamtcr 200 Hausarbeitstage im Jahre,
in Rücksicht auf die vorherrschende Außenarbeit , in Rechnung
stellen könne.

Abg . Ahlhorn : Die Staatsregierung habe nicht nöthig,
die 600 Thlr . sogleich auszugeben ; sie werde dieselben erst
in den Jahren 1862 und 1863 auszugeben brauchen.

Reg .-Commissair Rüder : Wenn man das Bedürfniß
einmal anerkenne , so müsse man es auch durchgehends aner¬
kennen.

Berathung geschlossen.
Der Antrag der Mehrheit 215 wird angenommen und

ist damit der Antrag der Minderheit 216 erledigt.
Antrag 217 ( tz. 153 ) . Abstimmung wie zum Antrag 1

ausgesetzt . Die Anträge 218 und 219 <K 151 , 155 und
156 ) werden angenommen.

Antrag 220 ( H. 157 ) und Antrag 221 ( Z. 158 ) : wie
zum Antrag 1.

Antrag 222 ( § . 159 ) : angenommen.

Antrag 223.

Reg . - Commissair Bucholtz : Was die bekannte Frage
betreffs der Regulative anlange , so wiederhole er die Ver¬
wahrung der Staatsregierung dicscrhalb . Die Regierung habe
hier eine Pauschsumme ausgewvrfen , weil diese nicht so groß
zu sein brauche , als wenn sie bestimmte Sätze in den Vor¬
anschlag zu den einzelnen Positionen hätte aufnehmen wollen.
Lehne der Landtag diese allgemeine Position ab , so werde die
Staatsregierung später bei den einzelnen Positionen eine Er¬
höhung beantragen müssen.

Abg . Ahlhorn : Seines Erachtens könne die Staats¬
regierung , wie dieselbe die Regulative auffasse , auch nicht der
Ansicht sein , daß der Landtag diese Position bewillige und
er glaube auch nicht , daß die Beamten für diesen Satz stim¬
men können.

Reg .-Commissair Bucholtz : Die Bemerkung des Vor-
> rednerS beruhe auf einem Mißverständnis Die Sache ver-

17
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halte sich folgendermaßen. Wo die Staatsregicrung bei ge¬
wissen Behörden Zulagen hi Aussicht genommen, habe sie
immer die bestimmten Verhältnisse erwogen. Sie mache vor¬
her eine Berechnung, welchen Beamten in der kommenden
Finanzperiode eine Zulage zukomme, sie wisse also schon im
Voraus , welchen Staatsbeamten dieselbe zu Theil werden
solle. Es können nun sehr wohl Fälle eintreten, die man
nicht voraußsehen könne und für solche wolle gerade die
Staatsregierung die betreffende allgemeine Summe zur Ver¬
fügung haben. Dies hänge also gar nicht mit der allge¬
meinen Frage über die Bedeutung der Regulative zusammen.

Abg. Wulff : Die Bemerkung des Reg. - CommissairS
betreffs des Regulativs komme hier gar nicht in Betracht,
denn im Regulativ für die Civil- Staatsdicner seien solche
Pauschsummen für Gehaltszulagen gar nicht in Aussicht ge¬
nommen, auch sei die Staatsregierung nicht berechtigt, solche
Summen zu fordern, sondern sei vielmehr verpflichtet nach
dem Staatsgrundgesetze specicll ihre geforderten Summen
nachzuweisen.

Reg.-Commissair Bucholtz : Er erkenne an , daß der
Landtag nicht zur Annahme der an dieser Stelle des Vor¬
anschlags aufgenommenen allgemeinen  Positionen ver¬
pflichtet sei. Er habe deshalb auch gesagt, daß, wenn der
Landtag diese Position ablehne, die Regierung bei den ein.
zelnen  Sätzen eine Erhöhung in Aussicht stellen müsse.
Ein solcher Pauschsatz sei nur aus Zweckmäßigkeitsgründen
und im sinanciellcn Interesse ausgenommen. Wenn im Budget
spccielle Zulagen in Aussicht genommen seien und die Staats¬
regicrung wolle bei den verschiedenen Positionen noch eine
Summe für unvorhergesehene Falle disponibel haben, so
müssen diese Summen selbstredend größer sein, als der un¬
bestimmte Satz.

Abg. Wulff : Wenn der Reg.-Commissair sage, die in
Aussicht genommenen Gehaltszulagenbei den Positionen für
Gehalte seien schon für bestimmte Beamte bestimmt und der
Staatsregierung würde bei Ablehnung dieser Position für
außerordentliche Fälle Nichts zur Verfügung stehen," so müsse
er bemerken, daß die Staatsregicrung von den in Aussicht
genommenen Gehaltszulagen Etwas bis vor Schluß der Finanz¬
periode für.unvorhergeseheneFälle zurückhalten könne.

Abg. Selkmann II. : Wenn er richtig verstanden, habe
der Reg. - Commissair gesagt, der Voranschlag werde so aus¬
gestellt, daß die in Aussicht zu nehmenden Positionen schon
im Voraus erwogen werden; es treffe deshalb des Abgeord¬
neten Wulff  Bemerkung nicht zu. Der Pauschsatz sei hier
unzweifelhaft im Interesse eines möglichst niedrigen Anschlages.
Er wünsche keine Erhöhung der Positionen bei den einzelnen
Behörden. Wenn die Ablehnung nun die Folge habe, daß
man bei jeder Behörde etwa eintretcnde Fälle berücksichtigen
müsse, so komme man dadurch in die Lage, über sonst verfüg¬
bare Mittel jetzt nicht verfügen zu können.

Abg. Ahlhorn : WaS die Aeußerung des Reg.-Com-
missairs anlange, so wolle er nur bemerken, daß man die bei

den einzelnen Positionen bewilligten Zulagen doch nicht gleich
im ersten Jahre zu geben brauche. Außerdem könne man auch
mit den Positionen des tz. 161 Etwas decken.

Derselbe bittet dann mit hinreichender Unterstützung um
namentliche Abstimmung.

Abg. Ruffell : Die Regulativfrage komme hier aller¬
dings in Betracht, denn, wenn man die Staatsregierung für
ermächtigt erachte, die Maximalsätze des Regulativs verlangen
zu können, so läge cS im Interesse der Staatskasse, daß eine
Pauschsummc zu Gehaltszulagen festgesetzt und nicht bei jeder
Position eine Summe für unvorgesehene Fälle in Ausgabe
gestellt werde. Nach seiner Auffassung der Bedeutung der
Regulative müsse er im Interesse der Staatskasse für den
Antrag der Staatsregicrung stimmen.

Der Präsident bringt dann, nachdem er die Berathung
geschlossen, die Position zur namentlichen Abstimmung und
wird dieselbe mit 25 gegen 19 Stimmen abgelehnt.

Für dieselbe stimmten die Abgeordneten:
Heye,  Kaiser , Klävemann I., Klävemann  ll -,

Lehmkuhl , Noell , Russell , Säg elken , Selkmann  II .,
Strackerjan I. , Strackerjan  II . , Strackerjan  HI .,
Barleben , Bartel , Bödeker , Driver , Flor , Gör¬
litz und Greverus.

Gegen dieselbe die Abgeordneten:
Hardt , Hobbie , Lcngler , Luerßen , Müller,

OetkenI -, Rüdebusch , Selckmann I-, Struthofs,
Werner , Wichmann , Millers , Wulff , Abels , Ah-
lers , Ahlhorn , Braver , Bramlage , Brörmann,
Brunkhorst , Bunnies , Dannenberg , Frank,
Franksen und GerdeS.

Abwesend sind die Abgeordneten:
Niebour , Oetken  II . , Schwegmann und Wibel.
Es wird die wegen Stimmengleichheit zu wiederholende

Abstimmung über die Anträge Nr. 168 und 169 vorge¬
nommen.

Der Antrag Nr. 168 wird abgclehnt, letzterer dagegen
angenommen.

Ueber die Anträge, betreffs welcher die Abstimmung aus¬
gesetzt ist: Nr. 1, 9, 17, 18, 19, 20, 22, 24, 25, 26, 27,
28, 31, 33, 34, 35, 43, 46, 47, 49, 50, 51, 5 t, 56, 58,
59, 60, 61, 62, 64—76 inol. , 80, 83, 84, 87, 88, 89,
92—96 iuol., 99, 100, 102, 103, 108, 111, 115, 116, 119,
120, 123, 132, 133, 137—143 inol. , 151—161 inol., 164,
173, 174, 187, 183, 198, 200, 214, 217, 220 und 221,
wird abgestimmt und es werden dieselben sämmtlich an¬
genommen. ^

Vicepräsident : Es folge auf der Tagesordnung die
zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betreffend die Strafbestim¬
mungen gegen Branntweinbrenner und Bierbrauer im Fürsten-
thum Birkenfcld. Da keine Verbesserungsanträge eingekom-
men, bringe er denselben, wie er aus der ersten Lesung her¬
gegangen, zur Abstimmung.

Derselbe wird angenommen.
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Vicepräsident : Es stehe als dritter Gegenstand auf
der Tagesordnung der Bericht des Finanzausschusses über
den Entwurf des Voranschlags der Einnahmen und Aus¬
gaben des Fürstcnthums Lübeck für 1861/63 verzeichnet.
(Vorlagen S . 351 ff. , AusschußberichtS . 425 des Ab¬
klatsches.) Er eröffne die Berathung über den Antrag Nr. 1,
schließe dieselbe, da das Wort nicht begehrt werde und setze
die Abstimmung über denselben bis zum Schluffe aus.

Auf gleiche Weise verfährt der Vorsitzende bei den fol¬
genden Anträgen bis zu 15 iucl.

Der Antrag Nr. 16 wird angenommen.
Berichterstatter Wulff  beginnt die Verlesung.
Anträge 17—25 wie aä Nr. 1.
Zu Capitel II. tz. 7 (Antr. 26 u. 27) .
Reg. -Eommissair Bucholtz : Die Verwahrung, welche

er schon früher in Betreff der Regulative eingelegt habe,
lege er auch hier ein, ohne nähere Bemerkung dieserhalb
machen zu brauchen. Auch auf die Bemerkung der Minder¬
heit (S . 336) wolle er nicht eingehen, da sic auf den Aus¬
schuß nicht insluirt habe; jedoch wolle er einen Punkt be¬
rühren, nämlich die Nebenbezüge des Secretairs zu 12 Thlr.
24 ßl. Bei Feststellung der Regulative habe allerdings auf
die Nebenbezüge Rücksicht genommen werden sollen. Eine
solche Berücksichtigung habe man aber nur stattsinden lassen,
wenn eS sich um irgend erhebliche Nebeneinnahmen gehandelt
habe, nicht, wenn so geringe Bezüge in Frage stehen. Zu der¬
gleichen kleinen Nebenbezügen gehören doch auch gewiß diese
12 24 ßl. Diese Gebühren rühren aus Militair- Stell-
vertretungscontracken. Hier im Herzogthum gebe es auch
derartige Nebenbezüge(z. B . für Proceßvollmachts- Beglau¬
bigungen), die man in dieser Hinsicht nicht in Betracht ziehe.
Deshalb könne hier von einer Regulotiv-Uebcrschreitung
nicht die Rede sein.

Berichterstatter Wulff : Die Staatsregierung selbst
habe diese Summe als Nebeneinnähmc aufgcsübrt; dieselbe
müsse aber, wenn sie eine solche sei, nach dem Regulativ, an
welches die Staatsregicrung gebunden sei, in Betracht ge¬
zogen werben.

Reg. - Eommissair Bucholtz : Er finde im Mindesten
keine Widerlegung in dem Gesagten und könne dasselbe daher
unerwiedert lassen.

Abg. Ahlhorn : Nach der Meinung des Regierungs-
Commissairs sei die genannte Bemerkung einflußlos gewesen.
Dies sei nicht der Fall. Der Ausschuß habe keinen Antrag
gestellt, da das Mittel nicht überschritten sei, aber er sei doch
der Ansicht gewesen, 500 H Zulage für einen Beamten in
Einer  Finanzperiode fei zu viel, zumal da derselbe noch
Nebengebühren beziehe. Der Secretair sei auch gleich mit
dem Maximum angestellt. Bedeutungslos sei die Bemerkung
also nicht gewesen, sie habe eine Rüge gegen die Staats¬
regierung ausgesprochen.

Reg. - Eommissair Bucholtz : Die Bemerkung „Rüge"
müsse er zurückweisen; der Abg. Wulff  sei nicht berechtigt,

der Staatsregierung eine Rüge zu crtheilen. Darauf wolle
er nicht weiter eingehen, sondern nur eine factüche Berichti¬
gung betreffs des Secretairs vornehmen. Dieser sei nicht,
wie bemerkt worden, erst neu angestellt, sondern bereits sieben
Zahre !m Dienst und solle jetzt nun 500 «P aus der Position
des Regulativs (420—600 H ) erhalten. Aehnlich wie diese
werden manche Thatsachen entstellt.

Abg. Ahlhorn : Den Hauptpunkt habe der Regierungs-
Commissäir unberührt gelassen, nämlich die Zulage von 500
Zudem bekleide der Beamte ein besoldetes Nebenamt, was
man doch eigentlich nicht zulasten solle.

Berichterstatter Wulff : Der Secretair beziehe 500
aber in Holst. Courant, also 600 Old. Crt. , mithin daS
Maximum des Regulativs und die Angabe des Herrn Reg.-
Commissairs sei unrichtig. Außerdem sei der Secretair erst
im verflossenen' Herbst zu diesem Dienste aufgerückt, indem er
bisher nur Amtsauditor gewesen sei.

Der Antrag Nr. 26 wird nach geschlossener Berathung
angenommen, womit Antr. 27 wegfällt.

Der Antrag Nr. 28 wird angenommen.
Zu tz. 11 (Antr. 29).
Abg. Greverus : Trotz der Einstimmigkeit des Aus¬

schusses betreffs dieses Antrags könne er doch nicht für den¬
selben stimmen. Aus den weitläufigen Ausschußberichten er¬
helle die Unzulänglichkeit der jetzigen Polizeieinrichtung. Die
Unzufriedenheit mit derselben sei so allgemein, daß Jeder die
Nothwcndigkeit einer gründlichen Reform anerkenne. Die
Regierung habe dem Provinzialrath den Plan, den Polizisten¬
dienst im Fürstenthum durch ein aus 5 Personen bestehendes
Detachement des hiesigen Landtragonercorps auSüben zu
lassen, vorgelegt. Dieser Plan sei in zwei Diäten zur Ver¬
handlung gekommen. In der ersten sei durch die so form¬
lose Angelegenheit Parteileibenschaft angeregt und daher auf
die Verhandlungen derselben wohl nur wenig Gewicht zu
legen. In der zweiten Diät habe der Finanzausschuß deS
Provinzialraths sich im Wesentlichen auf die früheren Ver¬
handlungen bezogen, Weniges zugefügt, den Rcgicrungsantrag
nicht empfohlen und zugleich einen positiven Antrag gestellt,
dahin:

/,Die Staatsregierung zu ersuchen, versuchsweise eine
eigene Polizei zu organisiren, bestehend auS vier Fuß-
pplizisten, die bewaffnet und mit der Competenz der
Oldenburgischen Dragoner versehen, gehörig im Land«
zu vcrtheilen seien.

Dieser Antrag sei von der Mehrheit des Provinzialrathö
angenommen. Jetzt habe der Finanzausschuß des Landtags
ihn zu dem seinigen gemacht. Ein Vergleich dieses vom -
Provinzialrath vorgeschlagcnen Instituts mit dem der Land¬
reuter werde im System keine Verschiedenheit zeigen, wohl
aber einige andere Unterschiede, die alle zum Nachtheil deS
neu zu bildenden Polizisteninstituts sprechen. Das Landrcuter-
Eorps bestehe aus 7 Personen; nach der gutachtlichen Er¬
klärung des Provinzialrathö solle daS neue Polizistencorps
nur auS vier bestehen. Die neuen Polizisten sollen unbe-

17 *
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ritten sein . Wie vier dieser Leute im Fürstenthum ausrcichcn
sollen , begreife er nicht . Man habe angeführt , auS den
polizeilichen Leistungen der Landreuter dürfe kein Schluß auf
die Leistungen dieses CorpS gezogen werden , weil jene auch
zugleich als Unterbediente der Aemter benutzt werden , was sie
in ihren polizeilichen Functionen gar sehr störe . Dies sei
allerdings eine Abhaltung , aber eine geringe , da daß Haupt¬
geschäft der Landreuter in dieser Qualität im Znstnuiren rc.
bestehe und dies sic gerade auf die Landstraßen ( daS größte
Feld ihrer polizeilichen Thätigkeit ) führe . Daß ein Corps
wie das vom Ausschuß empfohlene keine besonderen Leistungen
verspreche , dafür habe man noch ein anderes Beispiel im
Fürstenthum . Ec erinnere an die alten Grenzwächtcr , die
vor 9 Jahren , bis wohin eine eigene Verwaltung der in¬
direkten Steuern dort bestanden , zu diesem Zwecke die poli¬
zeiliche Controle geübt haben . Dies Sicherheitscorps , ähnlich
zusammengesetzt wie die Landreuter und das jetzt vorgeschla¬
gene Institut , habe so glänzend Fiasco gemacht , daß die
spätere vertragsweise Uebertragung der Zollverwaltung an
Dänemark in den ungenügenden Leistungen jenes Schutz-
corpS wohl ihre hauptsächliche Veranlassung gehabt habe.
Gehe man auf die Ursache dieser schlechten Leistungen ein,
so könne man dieselben jedenfalls nicht in den Persönlichkeiten
der Leute suchen ; denn es hätte eine nicht anzunehmende,
auffallende Tücke des Geschicks sein müssen , wenn die Re¬
gierung sich bei den zahlreichen Anstellungen immer in den
Personen versehen hätte . Der wahre Grund liege nur darin,
daß in einem kleinen Polizistencorps , das nicht mit einem

größeren organisch Zusammenhänge , auf die Dauer die zu
dem beschwerlichen Dienst erforderliche Energie schwinde , daß
cs an Gelegenheiten fehle , durch Auszeichnung im Dienst in
höhere und einträglichere Chargen aufzurücken und daß die¬
selben dann stets an einem Orte verbleiben , den Polizisten
durch sich bildende Bande der Verwandschaft und Freund¬

schaft und durch andere Beziehungen die pflichtgetreue Dienst¬
führung . erschwert werde.

Alles dies vermeide man , wenn man nach dem Regie-

ixungsantrage die dortige Mannschaft zu einer Abtheilung
des hiesigen Dragoner - Corps mache . Es stehe sonst nichts
im Wege , einen Versuch mit der vom Ausschüsse empfohle¬
nen Einrichtung zu machen , aber es würde sich ein bedeu¬
tender Schaden dabei Herausstellen . Die Sache sei nämlich

so gelegen . Von den 7 Landreutern seien , so viel er wisse,
nur noch 3 diensttüchtig . Richte man das vom Ausschüsse

empfohlene Institut ein , so müsse man zu den 3 noch dicnsttüchti-
gen noch 3 — 4 Polizisten anstellen . Denn Niemand , der die
Verhältnisse kenne , werde zugeben , daß ein Corps von nur
4 Leuten genüge ; man denke doch an die Lage des Fürsten-
lhums , zwei ganz getrennte Länder , belegen auf der Route
zwischen 2 großen Städten und Ostkolstein , in der Nähe meh¬
rerer Seebäder — das Alles veranlasse den Durchgang zahl¬
reichen Gesindels und erfordere eine zahlreiche Polizeivigilirung.
Zeige sich dann nach einem Jahre die Unzulänglichkeit des
Versuchs , so habe man 6 — 7 Polizisten zu pensioniren . Würde

der Antrag der Staatsregicrung jetzt angenommen , so wür¬
den die 3 noch diensttüchtigen Landreuter bei der bevorstehen¬
den Justizreform als Boten rc. verwendet werden können . — >

Die Einwendungen gegen das von der Staatsregierung em¬
pfohlene Institut seien sehr unbedeutend , namentlich die Mehr¬
zahl der in den Motiven deS Ausschußberichts des Provin-
zialraths enthaltenen , z. B . die allgemeine Meinung u . s. w.
— Als Gegengrund könne man möglicherweise die Unbekannt¬
schaft der hiesigen Dragoner mit den dortigen Verhältnissen
anführen , aber derselbe sei auch unerheblich . Ein guter Dra¬
goner werde in kurzer Zeit bekannt werden rc. Die Verschie¬
denheit der Bezirke sei auch nicht größer als z. B . die der
Marsch und Geest . Was den Kostenpunkt anlange , so sei
es freilich vorlheilhaft , wenn man mit dem Ausschüsse die
Anstellung von nur 4 Polizisten mit 200 — 400 ^ Gehalt
Vorschläge , zumal , wenn man dabei die neue Theorie der

Landtagsmajorität über die Bedeutung der Gehalts - Regula¬
tive anwende . Betrachte man aber das Regulativ über die
Gehalte der Landreuter , so sei der RegierungSanlrag vorlheil¬
haft , indem die Kosten mehrere hundert Thaler unter dem
Maximalsatze bleiben . Er empfehle daher dringend , den Auk-
schußantrag abzulehnen und sich dem Anträge der Staatsre-
gierung anzuschließen.

Berichterstatter Wulff : Betreffs der Bemerkung deS
Abg . Greverus,  in der ersten ProvinzialrathSverhandlung
habe eine Parteileidenschaft geherrscht , könne er erwiedern,
daß diese sich nur auf 2 Mitglieder desselben beziehen könne.
Jedoch nicht diese Leidenschaft , sondern der Kostenpunkt und

die Unzweckmäßigkeit des Instituts , haben die Ablehnung her-
beigeführt . Um auf die Sache selbst cinzugehen , so glaube
er, daß die vom Provinzialrath vorgeschlagene Zahl „vier"
vollständig genüge . Das bevölkertste Amt Eutin habe einen
tüchtigen Landreuter , der andere sei fast 70 Jahre alt und
daher kaum mitzuzählen . Obgleich schon seit Jahren di -s
Verhältniß in Eutin bestanden , haben weder Diebstähle , noch
das Wagabundiren zugenommen . Das Amt Schwartau,
größtentheils von Lübeck begrenzt , wo eine gute Polizei , sei
den Vagabunden nicht so ausgesetzt wie Eutin , das von

Holsteinischen Landestheilen , die mit einer schlechten Polizei
versehen seien , eingcschlossen liege . In früherer Zeit seien
Diebstähle einmal häufiger vorgekommen ; dieselben haben sich
jedoch bald durch die Verdienste von zwei ausgezeichneten
Polizisten wieder vermindert . Eine Fußpolizei sei bei dem
coupirten Terrain viel besser als eine berittene und in jedem
Amte werden zwei genügen , zumal , da nach Einführung der
Gemeindeordnung noch die Gemeindepolizei hinzugekommen
sei, die schon sichtbare Wirkung gezeigt habe . Diese Wir¬
kung zeige sich z. B . darin , daß das Hausiren der Juden
aus dem Amte Eutin in ganz kurzer Zeit verschwunden sei.
Früher habe die Polizei schon deshalb nicht viel wirken kön¬
nen , weil siefast nur auf den Dienst in den Parteistuben und
Botschaften im Aufträge des Amts beschränkt gewesen sei.
Habe einmal ein guter Amtsauditor fungirt , so habe man
dieselbe sogleich lebhafter wirken sehen . Meistens sei die
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Nachlässigkeit der Landreuter durch die Beamten selbst ver¬

anlaßt . Er empfehle daher dringend , den Vorschlag der

Staatsregierung abzulehnen.
Abg . Ahlhorn : Der Abg . GreveruS  halte die Ver¬

handlungen des Provinzialraths für so bedeutungslos , daß

er sage , hie Motive des Ausschusses bedürfen keiner Wi¬

derlegung . Daß Mitglieder aus dem Fürstenthum sich so

geäußert , sei wohl noch nicht vorgekommen . Ihn leite bei

der Abstimmung namentlich der Kostenpunkt . Das von der

Regierung vorgeschlagene Institut werde nämlich viel kost¬

spieliger sein , er erinnere nur an die Inspectionsreiscn des

Commandeurs . Warum wolle man nicht noch einmal ver¬

suchen ?
Abg . Greverus : (Zur thatsächlichen Berichtigung ) . Er

habe nur gesagt : viele unter den Motiven des Provinzial-

raths - Ausschußantrags bedürfen der Widerlegung nicht und

diese Aeußerung wolle er vertreten.

Abg . Braver : Er empfehle den Ausschußantrag . Er

sehe keine Gefahr in dem vom Provinzialrath beantragten

Versuch . Er sei kein Freund vieler Polizei ; er glaube , daß

das Fürstcnthum , das so lange mit der mangelhaften Polizei

ausgereicht habe , auch noch etwas länger damit ausreichcn
werde.

Reg .-Commissair Bucholtz : Nach der ausführlichen Er¬

örterung des Abg . Greverus,  der die in Betracht kom¬

menden Verhältnisse genau kenne , habe er nichts Wesentli¬

ches mehr hinzuzufügen , zumal , da die Sache auch schon

vom Provinzialrath verhandelt sei. Die Gründe , aus denen

der Provinzialrath sich ablehnend geäußert habe , seien auch

so schwach und hinfällig , und so treffend von dem Regie-

rungs - Evmmissair und der Minorität widerlegt , daß Jedem

gleich daS Richtige cinleuchten müsse . Die Staatsregierung

habe die Ueberzeugung , daß das von ihr beantragte Institut

nicht allein betreffs der Sicherheit , sondern auch in sinan-

cieller Hinsicht bei weitem vorzuziehen sei. Werde die Pro-

posttion nicht angenommen , so könne er nicht in Aussicht

stellen , daß die Regierung sich mit dem Vorschläge des Aus¬

schusses einverstanden erklären werde . Sie werbe vielmehr

dann eine neue Proposition,  begründet auf daS Lanb-

reutcrcorps und mit Beziehung auf die Regulative zu ma¬

chen haben . Die Regierung werde nämlich auf jenen Vor¬

schlag schwerlich eingehen können , weil sie, aus Erfahrungen

gestützt , in demselben nichts Neues , sondern nur die Einrich¬

tung eines kleinen Landreutercorps statt des früher größeren

finden werde . Ueber die Leistungen dieser Landreutcr könne

man aber nicht gering genug denken . Noch gestern sei ihm

ein amtlicher Bericht von freilich älterem Dalum durch die

Hand gegangen , demzufolge zur Entdeckung vielfach ,vorge-

kommencr Räubereien die Landreuter auch gar nichts deige-

tragen hätten , daS Amt vielmehr die in nicht geringer Zahl

vorhandenen Momente , welche auch zur Ueberführung der

Thäter geführt hätten , durch gelegentliche Erkundigungen

habe erfahren müssen . Die vier Polizisten , welche vom Aus¬

schüsse genannt seien , würben keine bessere Dienste leisten.

Das System müsse von Grund auS geändert werden . Nehme

man dies Institut der vier Polizisten an , so werde dasselbe

deshalb auch kostspielig sein , weil die schlechtesten Dienste im¬
mer die theuersten seien.

Abg . Strackerjan II . : Er habe zwar den AuSschuß-

antrag mitgestellt ; aber nach den Miltheilungen deö Abg.

Greverus  über die localen Verhältnisse , werde er gegen

denselben stimmen.
Abg . Braver : Das Institut werde schon dadurch we¬

sentlich geändert , daß die Reiter zu einer Fußpolizei umge¬

schaffen werden . Außerdem könne sich, nachdem die neue

Gemeindeordnung dort eingeführl sei, die Gemeindepolizei

mit dieser vereinigen . Er halte daher einen Versuch für sehr ,

wohl zulässig.
Reg . -Commissair Bucholtz : Die Gemeindepolizei sei

allerdings eine ganz nützliche Einrichtung , aber betreffs der

Sicherheit dürfe man von derselben nicht viel erwarten . Sie

werde ihrer Natur nach immer schlaff sein , denn sie sei gar

zu oft gezwungen , Rücksichten zu nehmen ; Zaghaftigkeit trete

oft hervor , wo Energie herrschen solle , und eS sei diese Er¬

scheinung daraus zu erklären , baß die Gemeindepolizei eine

nicht hinreichend selbstständige Stellung habe.

Berichterstatter Wulff : Er müsse doch bei seiner An¬

sicht beharren , namentlich auch in Hinblick auf die

überhaupt so großen Verwaltungskosten , welche durch die

neue Steuer noch nicht einmal gedeckt werden , obwohl weder

Neubauten noch Chausseen noch irgend etwas Erhebliches im

Voranschlag ausgenommen ist, muß doch noch eine große An¬

leihe in Aussicht genommen werden . Einem Versuche mit

der genannten Einrichtung stehe nach seiner Ansicht Nichts

entgegen . Die Gemeindepolizei sei allerdings wohl zu rech¬

nen . Nachweislich werden von dieser mehr Vagabunden

cingeliefert als von den Landreutern . Er empfehle daher

nochmals den Antrag des Ausschusses.

Nach Schluß der Berathung wird über den Antrag

Nr . 29 , wie vom Abg . Wulff  mit hinreichender Unter¬

stützung beantragt , namentlich abgestimmt . Derselbe wird

mit 26 gegen 16 Stimmen angenommen.

Für den Antrag stimmten die Abgeordneten:
Lehmkuhl , Lengler , Müller , Oetkenl . , Rüde-

busch , Sägelken , Selkmann 1. , Strackerjan  HI .,

Struthofs , Werner/ , Wich mann , Millers , Wulff,

Abels , Ahlers , Ahlhorn , Braver , Bramlage,

Brörmann , Brunkhorst ^ Bunn i es,Frank , Frank-
sen , Gerdes , Hardt , Hobbie;

Gegen denselben die Abgeordneten:

Kaiser , Klävemann I ., Klävemann  II ./ No c l l,/

Russell , SelkmannII ., Strackerjan I . , Slracker-

j a n II ., Barleden , Bartel , Bödeker , Dannenberg,

Driver , Flor,/Görlitz , Greverus.

Abwesend sind die Abgeordneten:

Lüerßen , Niebour , Octken  II -, Schwegmann,

Wibel , Heye.

Darauf findet eine geheime Sitzung statt.
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Nach Schluß derselben setzt der Vicepräsident die nächste
Sitzung aus den 28 . Februar 10 Uhr Morg . an . AlS Tages¬
ordnung für dieselbe bestimmt derselbe:

1 . Fortsetzung der Berathung über den Voranschlag
der Einnahmen und Ausgaben für das Fürstentum
Lübeck.

2 . Bericht des ZustizauSschusses über den Entwurf
einer Notariatsordnung.

Schluß 2 Uhr Nachmittags.

Die Berichterstatter:

v . Buttel und Bartel.
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